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Sdiriftlidier Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Internationalen Übereinkommen vom 7. März 
1966 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 

— Drucksachen V/3960, zu V/3960 — 


A. Bericht des Abgeordneten Sänger 


Der Gesetzentwurf wurde in der 223. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 21. März 1969 dem Aus- 
wärtigen Ausschuß federführend und dem Innen- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Auswär- 
tige Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 
24. April 1969 abschließend behandelt. 

Durch das von den zuständigen Organen der 
Vereinten Nationen ausgearbeitete und zur Unter- 
zeichnung aufgelegte Internationale Übereinkom- 
men vom 7. März 1966 wird für die zur Unterzeich- 
nung bereiten Staaten eine völkerrechtlich bindende 
Norm zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskri- 
minierung geschaffen. Die beitretenden Staaten ver- 
pflichten sich, jeder Art der Diskriminierung von 
Personen wegen ihrer Rasse, Hautfarbe, Abstam- 
mung oder wegen ihres Volkstumes zu unterlassen 
und zu unterbinden. Nach Artikel 4 ist jedes Auf- 
reizen zur Diskriminierung von Personengruppen 
unter Strafe zu stellen; gemäß Artikel 5 muß allen 
Personen in gleicher Weise der Zugang zu den für 
die Öffentlichkeit bestimmten Verkehrsmitteln, 
Hotels, Gaststätten, Cafes, Theater und Parks eröff- 
net werden; gegen eine Diskriminierung ist nach 
Artikel 6 umfassender gerichtlicher Schutz zu ge- 
währleisten. Um die Einhaltung der Bestimmungen 
dieses Übereinkommens zu überwachen, wird ein 
Ausschuß eingesetzt, dem die beitretenden Staaten 
alle zwei Jahre einen Bericht über die Durchführung 
des Übereinkommens zuleiten und bei dem von 
einzelnen Vertragsstaaten Besdiwerden wegen Ver- 
letzung der darin enthaltenen Vorschriften durch 
einen anderen Vertragsstaat vorgebracht werden 


können. Der Ausschuß kann Beschwerden von Per- 
sonen oder Personengruppen dann annehmen, wenn 
die entsprechenden Vertragsstaaten die Zuständig- 
keit dieses Ausschusses für Einzelpetitionen generell 
anerkannt haben. 

Für die Bundesrepublik Deutschland sind die in 
dem Übereinkommen enthaltenen Forderungen seit 
langem geltendes Recht. Nach Artikel 3 Absatz 3 
des Grundgesetzes darf niemand wegen seiner Ab- 
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimt oder Herkunft benachteiligt werden. Diese 
Bestimmung bindet unmittelbar die Gesetzgebung 
und die vollziehende Gewalt, hat aber auch Gültig- 
keit für den gesamten Bereich des privaten Rechts- 
verkehrs. Artikel 19 Absatz 4 des Grundgesetzes 
gewährleistet den uneingeschränkten Zugang zu den 
Gerichten bei Rechtsverletzungen dieser Art. Nach 
§ 130 des Strafgesetzbuches wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft, wer unter näher be- 
zeichneten Voraussetzungen zum Haß gegen Teile 
der Bevölkerung aufstachelt, zu Gewalt- oder Will- 
kürmaßnahmen gegen sie auffordert oder sie be- 
schimpft, böswillig verächtlich macht oder ver- 
leumdet. Die Bundesrepublik Deutschland hat somit 
bereits die Verpflichtungen, die sich aus dem Bei- 
tritt zu dem Internationalen Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
ergeben, durch die nationale Gesetzgebung erfüllt. 

Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt in Überein- 
stimmung mit dem mitberatenden Innenausschuß 
einstimmig, die Vorlage zu billigen. 


Bonn, den 24. April 1969 

Sänger 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3960 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 24. April 1969 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Kopf Sänger 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 229. Plenarsitzung am 25. April 1969 
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